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für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Das Problem
Stationäre Einrichtungen stehen oft vor dem 

Problem, dass bei der Aufnahme von Bewohnern 
ein Sozialhilfeantrag noch nicht beschieden wurde 
oder Selbstzahler später in die Sozialhilfe hinein-
rutschen. Bis der Sozialhilfeträger über den Antrag 
entscheidet, vergehen häufig Monate. In dieser 
Zeit laufen erhebliche Rückstände auf, die den 
Heimträger vor die Wahl stellen, entweder den 
Heimvertrag wegen Zahlungsverzuges zu kündi-
gen oder in der Hoffnung auf eine Kostenüber-
nahme abzuwarten, bis das Sozialhilfeverfahren 
abgeschlossen ist. Meist wird er den Rückstand 
verbunden mit der Androhung der Kündigung 
des Heimvertrages anmahnen und eine letzte 
Zahlungsfrist setzen, das ist auch zu empfehlen. 
Ist über den Sozialhilfeantrag immer noch nicht 
entschieden, muss der Bevollmächtigte oder 
Betreuer des Bewohners beim Sozialgericht eine 
einstweilige Anordnung auf vorläufige Übernahme 
der Heimunterbringungskosten bis zum Abschluss 
des Sozialhilfeverfahrens beantragen. Inzwischen 
mauern aber auch die Sozialgerichte und stellen 
überzogene Forderungen an den Nachweis der 
Dringlichkeit bis hin zur Auffassung, dass die 
Sache nur eilt, wenn bereits Räumungsklage erho-
ben worden ist (Sozialgericht Köln, Beschluss vom 
11. Juli 2012, Az.: S 39 SO 257/12 ER).

Die Lösung
Wegen dieser restriktiven Haltung der Sozialge-

richte ist es umso wichtiger, der Androhung um-
gehend nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist 

auch die Kündigung des Heimvertrages folgen zu 
lassen. Nur so kann der Heimträger sowohl seine 
Rechte wahren als auch den Bewohner gegen-
über dem Sozialhilfeträger beziehungsweise dem 
Sozialgericht beim Nachweis der Dringlichkeit der 
Angelegenheit unterstützen. Lassen sich Sozial-
hilfeträger und Sozialgericht auch hierdurch nicht 
beeindrucken, bleibt keine andere Wahl, als im 
nächsten Schritt die Räumungsklage zu erheben. 
Die Zivilgerichte sind verpflichtet, den örtlichen 
Sozialhilfeträger über eingehende Räumungs-
klagen zu informieren. Er soll dadurch Gelegen-
heit haben, alle rückständigen Heimkosten zu 
übernehmen, um die Kündigung nachträglich 
unwirksam zu machen. 

Der Ausspruch einer Kündigung wegen 
Zahlungsverzuges ist kein Ausdruck unsozialer 
Gesinnung, sondern hilft sogar dem Bewohner, 
der bereits Sozialhilfe beantragt hat, einer schlep-
penden Bearbeitung durch den Sozialhilfeträger 
entgegenzutreten.

INFORMATIONEN
Iffland & Wischnewski Rechtsanwälte,  
Fachkanzlei für die Sozialwirtschaft,
www.iffland-wischnewski.de 

Recht für die Praxis 
Bei Zahlungsverzug zeitnah Kündigung aussprechen

Markus Düncher: 
„Der Ausspruch einer 
Kündigung wegen 
Zahlungsverzuges 
ist kein Ausdruck un-
sozialer Gesinnung.“

Düsseldorf. Der Seniorenheimbe-
treiber Alloheim hat in vier seiner 
bundesweit 48 Einrichtungen ein 
neues Konzept für die speziel-
len Bedürfnisse pflegedürftiger 
Menschen zwischen 18 und 65 
umgesetzt. „Vor acht Jahren be-
gannen wir mit dem Aufbau dieser 
Wohnbereiche“, erklärt Mirjam 
Schneider, die das Pflegezentrum 
Kruppstrasse in Düsseldorf leitet 
und maßgeblich am Aufbau der 
„Jungen Pflege” in der Gruppe 
Alloheim/Poli.Care beteiligt war. 
In der Düsseldorfer Wohngruppe 
werden 32 Personen betreut – im 
Durchschnittsalter 45 Jahre alt. 

Die Bewohner werden immer 
jünger, sagt sie: „Wir haben jetzt 
schon eine sehr lange Wartelis-
te – sogar mit erst 20-jährigen.“ 
Mittlerweile betreibt Alloheim/
Poli.Care in mehreren Städten die 
„Junge Pflege“. Düsseldorf, Mon-
heim, Wetzlar und Gießen sind 
bereits darauf ausgerichtet; weitere 
sollen folgen. In jedem der Häuser 
bekommen die jungen Bewohner 
neben der erforderlichen qualifi-
zierten Versorgung auch das, was 
ihnen in Altenheimen fehlt: ein 
erweitertes Therapieangebot, spe-
ziell ausgebildete Pfleger und eine 
altersgerechte Lebensumgebung. 
Der Tagesablauf ist nicht so reg-
lementiert, wie man es aus einem 
Seniorenheim kennt. 

„Wir versuchen den jungen Leu-
ten so viel Normalität wie möglich 
zu geben”, erläutert  Christiana 
Krupp die Ziele des Konzepts. Sie 
ist verantwortlich für die „Junge 

Pflege“ im Ensemble Pflegezent-
rum in Monheim.

Als die optimalste Lösung sieht 
das Unternehmen die Unterbrin-
gung junger Pflegebedürftiger in 
einem Altenheim aber nicht. „Wir 
nehmen die jungen Schwerbehin-
derten aus Integrationsgründen 
auf. Die Politik ist jedoch gefor-
dert, mehr Plätze zur Eingliede-
rungshilfe zu schaffen“, betont 
Geschäftsführer Thomas Kupczik.

Jährlich werden rund 30  000 
Menschen unter 60 Jahre pflege-
bedürftig. Drei Prozent von ihnen 
müssen langfristig betreut wer-
den. Sei es durch einen Unfall, 
durch Krankheit oder angeborene 
Behinderungen wie etwa Multiple 
Sklerose oder Chorea Huntington, 
eine Hirnerkrankung. Pflegebe-
dürftig werden kann jeder. In einer 
derartigen Situation sind Familien-
angehörige mit der Pflege restlos 
überfordert. 

Mangels Alternativen bleibt im 
Normalfall auch für junge Men-
schen nur die Unterbringung in 
einer Einrichtung der stationären 
Altenhilfe. „Fehlplatzierung” nen-
nen das die Experten. „Da ist die 
Politik gefordert“, betont Thomas 
Kupczik, der das Problem junger 
Behinderter und deren Integration 
gerne stärker in das Bewusstsein 
der Allgemeinheit rücken möchte. 
„Es sollte nicht so sein, dass junge 
Behinderte aus Kostengründen ins 
Altenheim abgeschoben werden 
oder weil einfach entsprechende 
Pflegeplätze fehlen. Da muss sich 
noch viel tun.“�

Neues Konzept für junge Pflegebedürftige 

Alloheim bietet „Junge Pflege“ an 

Erfurt (dpa). Die Situation in man-
chen Altenpflegeheimen in Thürin-
gen ist für den Sozialverband Dia-
konie Mitteldeutschland langfristig 
nicht mehr tragbar. „Wir erfüllen 
zwar noch die Fachkraftquote von 
51 Prozent. Es wird aber immer 
schwieriger, Fachkräfte zu finden“, 
sagte Vorstandschef Eberhard Grü-
neberg. Der Leiter der Thüringer 
Heimaufsicht, Uwe Koch, hatte 
jüngst berichtet, dass in den ver-
gangenen beiden Jahren ein Auf-
nahmestopp für elf Einrichtungen 
verhängt worden sei. Hintergrund 
sei der Fachkräftemangel, sagte er 
dem MDR Thüringen, die Einrich-
tungen können die Fachkraftquote 
nicht mehr erfüllen.

Laut Grüneberg liegt das auch 
daran, dass viele Fachkräfte lieber 
in andere Bundesländer ziehen, 
da dort bessere Arbeitsbedingun-
gen bestünden. Dies liege unter 
anderem an der „nicht so attrakti-
ven Bezahlung“.�  

Fachkräftemangel

„Nicht tragbar“


